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Ö
SMI 9319Punkte

+0.5%

DowJones Ind. Þ 24329Punkte

+0.5%
EuroStoxx Þ 3591Punkte

+0.5%
Euro in Franken 1.169 -0.16%
Dollar in Franken 0.994 0.21%
Euro in Dollar 1.176 -0.37%
GB-Pfund in Franken 1.330 -0.11%
Öl (NordseeBrent) in Dollar 63.39 2.5%
Gold (Unze) in Dollar 1247.20 -0.6%
Silber (Unze) in Dollar 15.74 0.0%

CSGroupN +2.7%
LonzaN +2.5%

UBSGroupN +2.1%

RocheGS -0.7%
Sika I -0.4%
Nestlé N -0.2%

Þ DieBesten  DieSchlechtesten

Bordverpflegung
Chinesen wollen Gategroup
an die Börse bringen
Der mit hohen Schulden kämpfende chi-
nesische Mischkonzern HNA treibt den
Börsengang seiner Schweizer Tochter
Gategroup voran. Die Bordverpflegungs-
firma soll Anfang des zweiten Quartals
an die Schweizer Börse kommen, erklär-
ten mit der Sache vertraute Personen.
Das Unternehmen könnte dabei einen
Gesamtwert von über 2 Milliarden Fran-
ken erreichen. HNA hatte Gategroup im
vergangenen Jahr für rund 1,4 Milliarden
Franken geschluckt. (SDA)

Landwirtschaft
In der Schweiz gibt es immer
weniger Milchkühe
Die Zahl der Milchkühe, die auf Schwei-
zer Wiesen grasen, ist dieses Jahr auf
560000 gesunken. Dies bedeutet laut
dem Landwirtschaftlichen Informa-
tionsdienst den tiefsten Stand seit Ende
der 80er-Jahre. Weniger Milchkühe
heisst aber nicht zwingend weniger
Milch. Seit Juni dieses Jahres liegt die
Milchproduktion gar über dem Vorjah-
resniveau. Erklärt wird diese Effizienz-
steigerung mit der Hochzüchtung der
Tiere, gekoppelt mit mehr Wissen um
die Fütterung. (SDA/Red)

Flugbranche
EU hat Bedenken bei
Lufthansas Air-Berlin-Deal
Die EU-Kommission schaut sich die
Übernahme von grossen Teilen der in-
solventen Air Berlin durch die Lufthansa
mit grosser Skepsis an. «Wir haben ziem-
lich starke Wettbewerbsbedenken»,
sagte die zuständige EU-Kommissarin
Margrethe Vestager gestern in Brüssel.
«Es gibt das Risiko, dass Lufthansa auf
einigen Strecken faktisch ein Monopol
wird, und zwar auf einer bedeutenden
Zahl von Strecken.» Wichtig sei, was die
Lufthansa nun für Zugeständnisse an-
biete, um kartellrechtliche Zweifel aus-
zuräumen. Die Brüsseler Behörde fällt
ihr Urteil zur Lufthansa spätestens am
21. Dezember. (Reuters)

Autoindustrie
Mexiko first: Ford brüskiert
Trump mit Verlagerung
Der zweitgrösste US-Autohersteller Ford
will Elektroautos entgegen früherer
Pläne nun doch in Mexiko produzieren.
Das sagte Ford-Manager Jim Farley dem
«Wall Street Journal». Die Entscheidung
könnte den Zorn von Donald Trump auf
sich ziehen. Der US-Präsident fordert
mehr US-Jobs von der Autoindustrie. Er
hat die Produktion im Nachbarland in
der Vergangenheit harsch kritisiert und
mit hohen Strafzöllen gedroht. (SDA)

Nachrichten

Yvonne Debrunner

Heute ist der Verkauf von Zug-, Bus- und
Trambilletten in der Schweiz den Unter-
nehmen des öffentlichen Verkehrs über-
lassen. Geht es nach dem Bundesrat,
könnte sich das ändern. Dritte wie Mo-
bility, Uber, Starticket oder Google
könnten dann ebenfalls SBB- oder Bus-
und Tramtickets verkaufen. Die öffentli-
chen Transportunternehmen sollen die
nötigen Daten bereitstellen müssen, da-
mit Private in den Markt eintreten kön-
nen, so die Idee.

Beim Verband öffentlicher Verkehr
(VÖV) sorgt das für wenig Begeisterung:
Wenn der Markt geöffnet werde, bestehe
die Gefahr, dass ein Teil der Einnahmen
an Private oder sogar ins Ausland ab-
fliesse, sagt VÖV-Sprecher Roger Bau-
mann. Damit schade sich der Bund letzt-
lich selbst. Denn der öffentliche Verkehr
werde zu fast 50 Prozent durch den
Steuerzahler finanziert. Wie gross der
Anteil der Vertriebseinnahmen am Bud-
get ist, ist nicht bekannt. Die SBB woll-
ten sich nicht zum Vorschlag des Bun-
desrats äussern. Man teile die Meinung
der Branche, hiess es. Ein Insider sagte
aber, die SBB wehrten sich mit Händen
und Füssen gegen den Vorschlag.

Die Branchenmeinung ist nicht so
einhellig, wie es die SBB darstellen. Der
VÖV, dessen mit Abstand wichtigstes
Mitglied die SBB sind, spricht sich zwar
klar gegen den Vorschlag aus. Kleinere
Bahnunternehmen positionieren sich
aber weniger eindeutig. Der Südostbahn
und der BLS ist es wichtig, dass faire
Rahmenbedingungen definiert werden,
etwa dass der Datenaustausch gegensei-
tig erfolgenmüsse. Sie lehnen die Daten-
freigabe aber nicht per se ab.

Billette von Tür zu Tür
Hintergrund des Bundesratsvorstosses
ist die Digitalisierung im Ticketverkauf.
Statt am Schalter oder am Automaten
kaufen Passagiere ihre Billette immer
häufiger online oder per App. Das schafft
Raum für neue Verkaufsformen: etwa
für Apps, die eine Reise von Tür zu Tür
planen, unabhängig vom Verkehrsmit-
tel. Sie enthalten nicht mehr nur Bahn-,
Bus-, Tram- und Schiffsverbindungen,
sondern auch Fahrten mit Carsharing-
oder Taxianbietern. Im Ausland gibt es
bereits Apps, über die der Kunde direkt
die gesamte Reise bezahlen kann.

Auch in der Schweiz sind entspre-
chende Lösungen im Kommen: der Rei-
seplaner der SBB etwa, die Plattform
Abilio von der Südostbahn und Siemens
oder die App Nordwestmobil von Post-

auto, den Basler Verkehrsbetrieben,
dem TCS und anderen.

In einer Art Digitalisierungsoffensive
möchte der Bundesrat die Entwicklung
solcher Angebote begünstigen. Es gehe
darum, zukunftsfähig zu sein, sagt Gre-
gor Saladin vom Bundesamt für Verkehr.
Denkbar sei etwa, dass Plattformen wie
Ebookers die Schweizer ÖV-Verbindun-
gen integrierten. Wer einen Flug von Zü-
rich nach London suche, erhielte dann
auch Flüge von Basel nach London vor-
geschlagen, inklusive des Zugtickets von
Zürich nach Basel.

Das Bundesamt hat zum Thema eine
Studie beim Berner Forschungsinstitut
Ecoplan in Auftrag gegeben. Das Ergeb-
nis wurde vor einer Woche publiziert –

und empfiehlt genau das, was der Bun-
desrat nun anstrebt: die Öffnung des Ti-
cketvertriebs für Dritte. «Damit entsteht
potenziell mehr Kreativität und Innova-
tion im ÖV-Vertrieb durch branchen-
fremde Unternehmen», schreiben die
Autoren. Es sei zu erwarten, dass dies zu
einer grösseren Angebotsvielfalt mit
einer hohen Nutzerorientierung führe.
Zudem könne sichergestellt werden,
dass die Schweiz im internationalen
Kontext nicht abgehängt werde, weil so
Innovationen aus dem Ausland auch in
der Schweiz umgesetzt werden könnten.

Die Autoren sprechen auch mögliche
Risiken an: dass die Eigenwirtschaftlich-
keit der Transportunternehmen sinke
und der Bund diese folglich stärker
unterstützen müsse. Und dass sich die
Servicequalität verschlechtere, weil bei-
spielsweise der Umtausch und die Rück-
erstattung von Tickets beschränkt wer-
den. Diese Risiken liessen sich jedoch
begrenzen, indem Bedingungen für den
Zugang zu den Daten definiert würden.

Umwelche Daten geht es genau? Laut
Thomas Ammann vom Tarifverbund des

öffentlichen Verkehrs (ch-direct) sind es
zwei Arten von Daten: einerseits die An-
gaben zur Aufteilung der Billettpreise.
Bei einem Ticket von Bern-Zytglogge
nach Zürich-Paradeplatz geht je ein Teil
des bezahlten Preises an die SBB, an
Bernmobil und den Zürcher Verkehrs-
verbund. In welchem Verhältnis die Ein-
nahmen aufgeteilt würden, ist vordefi-
niert. Will ein privater Anbieter Tickets
verkaufen, müsste er in dieses System
integriert werden.

Damit verbunden wäre laut Ammann
ein Zugriff auf die Personendaten. Denn
die Drittanbieter müssten auch Informa-
tionen zu den Inhabern von Abonne-
ments wie GA oder Halbtax erhalten. Da
gehe es um sensible Daten wie Geburts-
datum undWohnort, an denen Anbieter
wie Google sicher interessiert seien.
Hier sei Vorsicht geboten, so Ammann.

Bis zur Datenfreigabe muss der Vor-
schlag des Bundesrats allerdings noch
einige Hürden nehmen. Bis Ende 2018
soll nun das Umwelt- und Verkehrs-
departement (Uvek) erst mal eine Ver-
nehmlassungsvorlage erarbeiten.

SBB stemmen sich gegen Google
und Amazon als Ticketverkäufer
Der Bundesrat will das Ticketmonopol im öffentlichen Verkehr knacken – zum Unmut der Bahnfirmen.

Wer digitale Tickets verkauft, braucht auch den Zugriff auf sensible Personendaten. Foto: Christian Beutler (Keystone)

Statt amSchalter
werdenBillette immer
häufiger online gekauft.
Das schafft Raum für
neueVerkaufsformen.

Der Skandal um Zahlungen
des Zementriesen an
Terrorgruppen in Syrien
eskaliert. Der Ex-Präsident
und der Ex-Chef werden
angeklagt.

Wegen der Schutzgeldzahlungen des
französischen Zementkonzerns Lafarge
an Terrorgruppen im syrischen Bürger-
krieg zieht sich die Schlinge um Ex-Kon-
zernboss Bruno Lafont zu: Die Pariser
Staatsanwaltschaft hat gestern eine
formelle Anklage und Untersuchungs-
haft für ihn gefordert. Lafont sei dem
zuständigen Richter vorgeführt worden,
berichtete die Nachrichtenagentur AFP
unter Berufung auf Justizkreise. Für
das ehemalige Konzernleitungsmitglied
Christian Herrault verlangte die Staats-
anwaltschaft die Unterstellung unter die
Kontrolle der Justiz.

Lafont war von 2007 bis 2015 Kon-
zernchef von Lafarge gewesen. Nach der
Fusion des französischen Konzerns mit
dem Schweizer Rivalen Holcim zum
weltgrössten Zementriesen LafargeHol-
cim musste er seinen Posten räumen.
Gestern wurde auch bekannt, dass am
Donnerstag der ehemalige LafargeHol-
cim-Chef Eric Olsen wegen der Vorgänge

im syrischen Bürgerkrieg in den Jahren
2012 bis 2014 angeklagt worden war. Die
Behörden werfen ihm Terrorismus-
finanzierung und die Gefährdung des
Lebens anderer vor. Olsen war damals
Personalchef von Lafarge. Er befindet
sich unter Kontrolle der Justizbehörden.
Auch wenn die Untersuchung noch fal-
len gelassen werden kann, rückt ein Pro-
zess gegen den Amerikaner, der auch
einen französischen Pass hat, näher.

Anden IS flossenMillionen
Bei den Vorwürfen geht es um Vorgänge
aus den Jahren 2012 und 2014 vor der
Fusion von Lafarge mit Holcim. Lafarge
bezahlte in Syrien Extremisten Löse-
und Schutzgelder, um den Betrieb in sei-
nem Zementwerk im Norden des Landes
aufrechterhalten zu können. Das Werk
befindet sich in Jalabiya rund 25 Kilome-
ter von der türkischen Grenze entfernt.

Gelder in Höhe von 5,6 Millionen Dollar
sollen unter anderem an Extremisten
der Terrormiliz Islamischer Staat (IS) ge-
flossen sein.

Menschenrechtsorganisationen hat-
ten dem Unternehmen vorgeworfen, die
Terroristen bezahlt zu haben, um wei-
terarbeiten zu können. Zudem soll La-
farge dem IS in Syrien Öl abgekauft ha-
ben. Damit habe die Gruppe gegen das
EU-Ölembargo gegen Syrien verstossen,
das seit dem Herbst 2011 galt. Die IS-Mi-
liz hatte sich seit 2013 zahlreicher Erdöl-
quellen des Landes bemächtigt.

Zudem wird Lafarge vorgeworfen,
nicht genügend für die Sicherheit seiner
syrischen Angestellten gesorgt zu ha-
ben, die in dem Werk blieben. Dagegen
wurden dieWerksleitung und die Expats
bereits 2012 evakuiert. Später gab La-
farge zu, dass es zu Entführungen von
Mitarbeitern gekommen war.

Olsenwar über alles imBild
Wegen des Verdachts der Finanzierung
von Extremisten und des Verstosses
gegen EU-Sanktionen wurde vor kurzem
gegen drei Verantwortliche der Zement-
gruppe in Frankreich ein Ermittlungs-
verfahren eingeleitet. Dabei handelt es
sich um zwei ehemalige Chefs des syri-
schen Zementwerks und den Sicher-
heitsverantwortlichen von Lafarge.

Nun sind auch Bruno Lafont und Eric
Olsen an der Reihe. Beide wurden am
Mittwoch in Polizeigewahrsam genom-
men, zusammen mit dem einstigen
Konzernleitungsmitglied Christian Her-
rault. Alle drei wurden von den Ermitt-
lern in Paris befragt, die wissen wollen,
ob die Konzernleitung in Frankreich
über die Vorgänge in Syrien im Bilde
gewesen war.

Laut einem Bericht der US-Anwalts-
kanzlei Baker McKenzie, der im Auftrag
von Lafarge verfasst wurde, hat Olsen an
den Sitzungen des Sicherheitskomitees
teilgenommen. Er habe sich voll und
ganz an den Diskussionen über die
Sicherheit im Werk in Syrien beteiligt,
steht im Bericht.

Lafarge fusionierte 2015 mit dem
Schweizer Konkurrenten Holcim zum
mit Abstand grössten Zementgiganten
der Welt. Olsen wurde zum ersten Kon-
zernchef des gemeinsamen Unterneh-
mens LafargeHolcim berufen. Im ver-
gangenen Juli hatte er nach einer inter-
nen Untersuchung um die Schutzgeld-
zahlungen das Unternehmen verlassen.

LafargeHolcim wollte sich zu den
Untersuchungsverfahren gegen Olsen,
Lafont und Co. nicht äussern. Weder La-
farge SA noch LafargeHolcim seien der-
zeit Partei in diesen Verfahren, sagte ein
Sprecher. (SDA)

Dem Spitzenduo von LafargeHolcim droht ein Prozess

Bruno Lafont. Eric Olsen.
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Bisher galt es als ausgemacht,
dass die Schweizerische
Nationalbank die Leitzinsen
noch sehr lange nicht anhebt.

Markus Diem Meier

Extrem tiefe bis negative Zinsen sind für
Sparer der Horror und für Kredit- und
Hypothekenschuldner eine Freude. Bei-
den gemeinsam ist, dass sie sich über
Jahre daran gewöhnt haben und damit
rechnen, dass das noch sehr lange so
bleibt. Früher als erwartet könnte nun
aber für die einen die Erleichterung und
für die anderen der Schock kommen.

Bisher galt es als ausgemacht, dass
die Schweizerische Nationalbank (SNB)
ihre Zinsen nicht anheben kann, solange
die Europäische Zentralbank (EZB) das
nicht tut. Der Grund ist einfach: Eine
Zinserhöhung durch die SNB ohne vor-
gängiges Handeln der EZB würde den
Abstand des Schweizer Zinsniveaus zu
jenem in der Eurozone verringern und
damit Anlagen in Frankenanleihen at-
traktiver machen. Zu befürchten wäre
dann eine erneute Aufwertung des Fran-
kens. Und das will die Nationalbank auf
jeden Fall verhindern.

Und doch könnte es anders kommen.
So erwartet man bei der UBS, dass die
Nationalbank schon Ende nächsten Jah-
res erstmals die Zinsen wieder anhebt.
Von der EZB wird das erst Mitte 2019 er-
wartet. Sie will erst ihr Anleihenkaufs-

programm auslaufen lassen. Gemäss
ihrer letzten Verlautbarung dazu will sie
noch mindestens bis zum September
2018 monatlich netto Anleihen im Um-
fang von 30 Milliarden Euro kaufen –
nach monatlich 60 Milliarden bis Ende
2017. Mit einer Zinserhöhung ist gemäss
EZB erst deutlich nach dem Auslaufen
dieser Käufe zu rechnen. Ein Zeitpunkt
im nächsten Jahr ist damit so gut wie
ausgeschlossen, und die Annahme der
UBS, dass dies erst Mitte 2019 der Fall
sein wird, ist plausibel.

Euro-Franken-Kurs günstiger
Für die Erwartung einer schon früheren
Zinserhöhung durch die Nationalbank
sprechen vor allem die Entwicklung und
der Stand des Euro-Franken-Kurses. Ak-
tuell notiert ein Euro auf den Devisen-
märkten bei einem Preis von knapp
unter 1.17 Franken. Noch im Frühsom-
mer kostete die Gemeinschaftswährung
bloss etwas mehr als 1.08 Franken. Der
abgeschwächte Franken gibt der Natio-
nalbank deutlich mehr Spielraum. Auf
Devisenkäufe kann sie schon seit mehre-
ren Monaten verzichten.

Dazu kommt, dass die meisten Markt-
beobachter nicht mit einer erneuten
Frankenaufwertung rechnen. Gemäss
einer Umfrage der Credit Suisse und des
CFA-Analystenverbands sehen die meis-
ten Analysten den fairen, also kaufkraft-
bereinigten Wert des Eurokurses bei
zwischen 1.10 und 1.20 Franken. Das
würde bedeuten, dass die Schweizer
Währung nicht mehr überbewertet ist.

Alessandro Bee, Ökonom der UBS,
sieht neben dem Frankenkurs auch wei-
tere Entwicklungen, die für einen Zins-
anstieg durch die SNB vor der EZB spre-
chen. «Die positiven jüngsten Daten aus
der Schweizer Wirtschaft zeigen, dass
der Frankenschock bald überwunden
ist», nennt Bee ein weiteres Argument.
Ausserdem habe eine geringere Diffe-
renz zwischen den Leitzinsen in der
Schweiz und jenen in der Eurozone
künftig eine kleinere Bedeutung, weil

auch dort mit wieder höheren Zinsen ge-
rechnet werde. Das könne dazu führen,
dass die Kapitalmarktzinsen schon vor
einer Reaktion der EZB bei den Leitzin-
sen ansteigen. «Wir gehen von leicht
steigenden Zinsen im Euroraum aus»,
sagt Alessandro Bee. Damit würde kein
erneuter Aufwertungsdruck auf den
Schweizer Franken entstehen.

Nationalbank bleibt vorsichtig
Mit der Normalisierung des Frankenkur-
ses und der Erholung der wirtschaftli-
chen Lage in Europa kann die Schweize-

rische Nationalbank laut dem UBS-Öko-
nomen sich auch wieder anderen Zielen
als der Verhinderung der Währungsauf-
wertung zuwenden: etwa der Entlastung
des Finanzsystems mit steigenden Zin-
sen. «Auf den Märkten ist man immer
weniger auf die Negativzinsen fokus-
siert, man sieht nicht mehr nur die Risi-
ken», sagt Alessandro Bee.

Zumindest in ihren offiziellen Ver-
lautbarungen ist die SNB noch vorsichti-
ger und betont weiterhin die Risiken.
Erst Anfang November hat SNB-Vizeprä-
sident Fritz Zurbrügg am Rande einer
Veranstaltung erklärt, der Franken habe
seine Funktion als sicherer Hafen beibe-
halten. Er sei nach wie vor hoch bewer-
tet. Zudem könne irgendetwas passie-
ren, das eine erneute Aufwertung bewir-
ken könne. Man dürfe deshalb nicht da-
von ausgehen, dass das gegenwärtige
Niveau «unantastbar» sei.

Eine andere Argumentation bleibt
der Nationalbank allerdings auch nicht,
solange sie an ihrer gegenwärtigen
Politik mit einem Leitzins von minus
0,75 Prozent und Gebühren von
0,75 Prozent auf einem Teil der Bankein-
lagen auf den SNB-Konten festhält. Die
Erfahrung mit dem von der National-
bank festgelegten Mindestwährungs-
kurs, den die SNB noch bis kurz vor sei-
ner Aufgabe argumentativ verteidigt
hatte, zeigt allerdings, dass aus Äusse-
rungen wie den jüngsten von SNB-Vize
Fritz Zurbrügg keine Prognosen für die
künftige Geldpolitik abgeleitet werden
können.

Ein Zinsanstieg in der Schweiz könnte früher als erwartet kommen

Thomas Jordan
SNB-Präsident

Auf der Suche nach neuen Einkünften
zahlt Suzanne Thoma, Chefin des Strom-
konzerns BKW, hohe Preise für zuge-
kaufte Firmen. Daran gibt es heftige Kri-
tik, wie diese Zeitung vor zwei Wochen
berichtete. Vor allem Kleinunternehmer
aus der Gebäudetechnikbranche fürch-
ten die Konkurrenz durch den Berner
Stromkonzern. Jetzt wehrt sich Thoma
gegen den Vorwurf, sie zahle überhöhte
Preise, um unliebsame Wettbewerber
auszuschalten.

In einem Interview der «Finanz und
Wirtschaft» sagt sie: «Der Vorwurf trifft
nicht zu. Wir wollen mit Gebäudedienst-
leistungen schliesslich Geld verdienen.»
Die BKW akquiriere im Wettbewerb mit
anderen Akteuren und könne bei wei-
tem nicht jede Gesellschaft kaufen, die
sie interessant finde. «Das zeigt, dass wir
keine überhöhten Preise zahlen.»

Seit 2015 übernahm der Energiekon-
zern 43 Betriebe aus dem Elektro-, Inge-
nieurs- und Gebäudetechniksegment
und zahlte dafür insgesamt rund eine
halbe Milliarde Franken. Auch im kom-
menden Jahr will die BKWweiter zukau-
fen. «Es wird ähnlich weitergehen», sagt
Thoma. Nicht mehr im Fokus hat sie al-
lerdings Alpiq, die ihre Wachstumsfel-
der, also Gebäudetechnik, Energiever-
sorgungs- und Verkehrstechnik sowie
Handel und Digitalaktivitäten, für Inves-
toren öffnen will. «Wir haben uns das
Vorhaben angeschaut. Wenn alles am
Stück veräussert würde, wäre das für die
BKW zu gross», so Thoma. (SDA/Red)

BKW-Chefin wehrt
sich gegen Vorwürfe

Stefan Eiselin und
Walter Niederberger

Das Versprechen klingt verlockend.
«Apple Pay – sicher und einfach bezah-
len», steht auf den riesigen Plakaten, die
derzeit an Schweizer Bahnhöfen hän-
gen. Und auf seiner schweizerischen
Website schwärmt der amerikanische
Konzern: «Apple Pay funktioniert mit
den wichtigen Kreditkarten und
Prepaid-Kreditkarten.»

Doch die Realität sieht anders aus.
Wer sein Plastikgeld hierzulande im
iPhone hinterlegen möchte, liest meist
noch: «Dein Kartenanbieter bietet noch
keine Unterstützung für diese Karte an.»
Und so ist Apple Pay in der Schweiz noch
eine Randerscheinung. Denn nur wer
ganz bestimmte Bezahlkarten besitzt,
kann den Dienst nutzen. Man benötigt
beispielsweise eine Visa-Card von der
Cornèr Bank oder der Bank Linth, eine
American-Express-Karte, eine Jelmoli-
Bonuscard oder eine neutrale Master-
card, um den Dienst nutzen zu können.
Die Angebote der Marktführer UBS, Cre-
dit Suisse und Raiffeisen sowie der meis-
ten Kantonalbanken fehlen noch bei
Apple Pay, da sie lieber ihre eigene Lö-
sung Twint anbieten.

Auch die Annahmestellen sind noch
beschränkt. Mit dem digitalen Apple-
Geld kann man etwa an den K-Kiosken
zahlen, bei Aldi und Lidl, bei Top CC, bei
C&A oder an den Socar-Tankstellen.
Breite Marktdurchdringung sieht aber
anders aus. Insgesamt werde heute nur
jeder vierhundertste Verkaufsvorgang in
der Schweiz per Mobiltelefon bezahlt,
schätzt Andreas Dietrich vom Institut
für Finanzdienstleistungen der Hoch-
schule Luzern. Dabei entfällt der Löwen-
anteil auf Marktführer Twint.

Konkrete Zahlen fehlen
Trotzdem gibt sich die Branche zufrie-
den. «Wir haben bisher gute Erfahrun-
gen mit Apple Pay gemacht», heisst es
von Kioskbetreiberin Valora. Bei Aldi
sagt man: «Wir ziehen eine sehr positive
Bilanz bezüglich Apple Pay.» Deckungs-
gleich fällt die Stellungnahme von Lidl
aus. Und Kartenherausgeberin Swiss-
card meint: «Wir sind zufrieden und lie-
gen im Budget.» Konkrete Umsatzzahlen
will niemand nennen. Zu gering sind
wohl bisher die Transaktionen.

Das sieht in Apples Heimat nicht an-
ders aus. Drei Jahre nach dem Start muss
der Konzern die US-Kunden noch immer

von den Vorteilen des Einkaufens ohne
Portemonnaie überzeugen. Deutlich we-
niger als zehn Prozent der iPhone-Nut-
zer benutzen Apple Pay regelmässig, wie
Marktstudien zeigen. Dafür macht der
grösste Detailhändler der Welt, Wal-
mart, mit einem eigenen Bezahlsystem
schnell Fortschritte und könnte im kom-
menden Jahr eine höhere Einschalt-
quote erzielen als Apple.

Konzernchef Tim Cooke machte im
vergangenen Frühling auf Optimismus,

als er Geschäftszahlen präsentierte.
Apple Pay breite sich schnell aus und
habe weltweit innert eines Jahres
450 Prozent mehr Transaktionen abge-
wickelt, sagte er. Wie üblich machte er
keine konkreten Angaben, auch nicht
für den wichtigen Heimmarkt.

Doch in den USA, dem grössten Kon-
summarkt der westlichenWelt, kommen
Apple Pay und die Konkurrenten Google
und Samsung nicht recht voran, wie die
Investmentbank Goldman Sachs fest-

hält. «Der Start des mobilen Portemon-
naies ist bisher unter fast allen Gesichts-
punkten enttäuschend verlaufen.»
Obwohl ein Drittel der US-Haushalte ein
mobiles Bezahlsystem auf dem Smart-
phone installiert hat, brauchen sie es
nur selten. Gemäss Goldman Sachs
bezahlen drei Jahre nach der Einfüh-
rung erst 8 Prozent der Kunden regel-
mässig mit Apple Pay. Bei Samsung Pay
und Android Pay sind es nur 6 bezie-
hungsweise 3 Prozent.

In den USA setze sich das mobile Be-
zahlen viel weniger schnell durch als
beispielsweise in Kanada, schreiben die
Marktforscher von Juniper Research. In
Kanada sind wie in der Schweiz Chipkar-
ten der Standard. In den USA dagegen
werden diese erst seit kurzem auf brei-
ter Ebene eingesetzt, da sich die Banken
hartnäckig gegen die für sie teurere
Technik gesperrt hatten. Kein Wunder,
dass US-Kunden nun auch mobilen Be-
zahlsystemen skeptisch gegenüberste-
hen. «Wir glauben, dass die meisten
Konsumenten keinen klaren Vorteil
gegenüber dem traditionellen Bezahlen
mit Karten sehen», so Goldman Sachs.

Dies allein erklärt den schleppenden
Start von Apple Pay nicht. Noch mehr

harzt es aufseiten der Geschäfte. Ein
Drittel der hundert grössten Detailhänd-
ler hat das System nicht übernommen,
und nur gerade 20Prozent der kleineren
Läden akzeptieren es. Walmart war von
Anfang an das grösste Hindernis für
Apple und ist es geblieben. Das Haupt-
problem sei die abgeschottete Apple-
Pay-Technik, sagt der für das Bezahlsys-
tem verantwortliche Walmart-Manager
Daniel Eckert. Versuche zur Integration
seien deshalb gescheitert. Man sei dazu
gezwungen gewesen, ein eigenes System
zu entwickeln, das auf allen Smart-
phones laufe. Der Marktanteil des
iPhones liegt global bei etwa 10 Prozent.
Android kommt auf 90 Prozent.

Zudem erlaubt Walmart Pay mehr als
nur das schnelle Bezahlen. Das System
zeigt beim Betreten des Geschäfts das
Regal an, wo sich eine bestimmte Ware
findet, und liefert automatische Preis-
vergleiche. Der Erfolg scheint Walmart
recht zu geben. Der Detailhändler star-
tete ein Jahr nach Apple und holt rasch
auf. Gemäss dem Marktforschungsinsti-
tut Forrester kam er im ersten Halbjahr
auf 6Prozent Nutzungsrate, verglichen
mit 7 Prozent bei Apple Pay. Dauert die-
ser Trend an, dürfte Walmart in den USA
Ende 2018 Apple punkto aktiver Nutzer
überholen.

Apple Pay kommt nicht auf Touren
Das Interesse an mobilen Bezahlsystemen ist bisher gering. Besonders das Angebot des Technologieriesen Apple
setzt sich nicht wirklich durch – weder in der Schweiz noch im Heimmarkt USA.

Apple-Chef Tim Cook bei der Vorstellung von Apple Pay im September 2014. Foto: Marcio Jose Sanchez (Keystone)

«Der Start des digitalen
Portemonnaies ist
bisher unter fast
allenGesichtspunkten
enttäuschend verlaufen.»
Bank Goldman Sachs


